
OLG München: Amazon nicht
rechtskonform – Marketplacehändler
akut gefährdet
Seit Einführung der sog. “Button-Lösung” im Jahr 2012 ist nicht nur der Bestell-Button mit “kaufen”
o.ä. zu beschriften, sondern es sind auch noch einmal bestimmte Informationen auf der Checkout-
Seite zu wiederholen, u.a. der Preis und die Produktmerkmale. Ein Link auf die Produktdetailseite,
wie er bei Amazon vorhanden ist, genüge den gesetzlichen Anforderungen nicht, entschied nun das
OLG München (Urteil v. 31.1.2019, 29 U 1582/18).

Schon in der Vergangenheit entschieden zahlreiche Gerichte, so z.B.  das OLG Hamburg, B. v.
13.8.2014; OLG Düsseldorf, Urt. v. 14.10.2014, I-15 U 103/14; OLG Köln, Urteil v. 10.6.2016, 6 U
143/15; LG Hamburg, Urteil v. 26.1.2016, 312 O 482/15 dass sämtliche wesentlichen Eigenschaften
der verkauften Ware noch einmal vollständig über dem Bestell-Button aufzulisten seien. Eine
Verlinkung genüge nicht.

Auflistung wesentlicher Merkmale auf
Checkout-Seite
Hintergrund ist die Vorschrift des § 312j Abs. 2 BGB, die besagt:

Bei einem Verbrauchervertrag im elektronischen Geschäftsverkehr, der eine entgeltliche
Leistung des Unternehmers zum Gegenstand hat, muss der Unternehmer dem Verbraucher
die Informationen gemäß Artikel 246a § 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, 4, 5, 11 und 12 des
Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche, unmittelbar bevor der Verbraucher
seine Bestellung abgibt, klar und verständlich in hervorgehobener Weise zur Verfügung
stellen.

Die Informationen nach Art. 246a § 1 Abs. 1 S. 1 EGBGB, auf die Bezug genommen wird, sind:

1. die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleistungen in dem für das
Kommunikationsmittel und für die Waren und Dienstleistungen angemessenen Umfang,
4. den Gesamtpreis der Waren oder Dienstleistungen einschließlich aller Steuern und
Abgaben, oder in den Fällen, in denen der Preis auf Grund der Beschaffenheit der Waren
oder Dienstleistungen vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden kann, die Art der
Preisberechnung sowie gegebenenfalls alle zusätzlichen Fracht-, Liefer- oder Versandkosten
und alle sonstigen Kosten, oder in den Fällen, in denen diese Kosten vernünftigerweise nicht
im Voraus berechnet werden können, die Tatsache, dass solche zusätzlichen Kosten anfallen
können,
5. im Falle eines unbefristeten Vertrags oder eines Abonnement-Vertrags den Gesamtpreis;
dieser umfasst die pro Abrechnungszeitraum anfallenden Gesamtkosten und, wenn für einen
solchen Vertrag Festbeträge in Rechnung gestellt werden, ebenfalls die monatlichen
Gesamtkosten; wenn die Gesamtkosten vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden
können, ist die Art der Preisberechnung anzugeben,
11. gegebenenfalls die Laufzeit des Vertrags oder die Bedingungen der Kündigung
unbefristeter Verträge oder sich automatisch verlängernder Verträge,
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Großteil des Onlinehandels illegal
Während die Auflistung von Preis, Laufzeit und Kündigungsbedingungen auf der letzten Bestellseite
regelmäßig keine Probleme bereiten, werden die “wesentlichen Merkmale” der Ware oder
Dienstleistung regelmäßig mittels eines Links auf die Produktdetailseite erteilt, so  auch bei Amazon.
Anderenfalls würde die Checkout-Seite bei vielen Produkten mit umfangreichen Pflichtinformationen
(Energiekennzeichnung, Lebensmittelkennzeichnung etc.) sehr umfangreich und damit
unübersichtlich werden. Übersichtlichkeit ist jedoch genau das, was das Gesetz bezweckt hatte.

Mit anderen Worten: Die gängige Gestaltung bei Plattformen wie Amazon, aber auch bei eBay oder
anderen Plattformen und Händlern ist aktuell illegal. Während Online-Shops durch eigene
Programmierung das Thema noch in den Griff bekommen können, sind Händler auf Plattformen der
dortigen technischen Gestaltung ausgeliefert, d.h. können mit diesem Thema durch eine Abmahnung
regelmäßig “von der Plattform genommen werden”.

Musterprozess, um Rechtsprechung zu ändern
Dies war auch genau der wirtschaftliche Hintergrund des Verfahrens vor dem OLG München. Da
sich immer wieder Händler beklagten, dass sie nach einer Abmahnung keinen Handel mehr auf dem
Amazon-Marketplace betreiben können und ihnen dadurch hohe Umsätze verloren gehen, strengte
die Wettbewerbszentrale ein Verfahren gegen Amazon an. Entweder sollte sich die Rechtsprechung
ändern oder Amazon die Gestaltung der Plattform.

Leider folgte das OLG München der herrschenden Rechtsprechung und erklärte die Gestaltung des
Amazon-Checkouts für nicht rechtskonform. Die Berufung Amazons gegen das Urteil des LG
München I v. 4.4.2018 (33 O 9318/17) wurde zurückgewiesen, Amazon wurden die Kosten auferlegt
und das Urteil für vorläufig vollstreckbar erklärt.

Sonnenschirm ohne Gewicht auf der
Bestellseite
Amazon bot selbst einen Sonnenschirm zum Verkauf an. Der Kunde erhielt auf der
Produktdetailseite zu diesem Produkt eine Vielzahl an Informationen. Legte der Kunde das Produkt
in den Warenkorb, erschien nur noch ein Foto des Produkts, der Produktname und der Preis. Die
digitalen Warenkorb befindlichen Produkte waren jeweils mit der entsprechenden Produktdetailseite
verlinkt. Auf der Bestellabschlussseite fanden sich neben dem Produktfoto nur noch Angaben zum
Modell, der Farbe und zur Größe. Ein Link auf die Produktdetailseite war nicht vorhanden.

Während die Wettbewerbszentrale in dem Gerichtsprozess die Position vertrat, Amazon sei gemäß §
312j Abs. 2 BGB verpflichtet, dem Verbraucher, unmittelbar bevor dieser seine Bestellung abgibt,
klar und verständlich die Informationen gemäß Art. 246a § 1 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 EGBGB und
somit die wesentlichen Eigenschaften der Ware zur Verfügung zu stellen, wozu auch bei
Sonnenschirmen das Material des Stoffes und des Gestells sowie das Gewicht gehörten, vertrat
Amazon die Auffassung, es genüge, wenn Angaben zu den wesentlichen Eigenschaften über einen
Link erreichbar seien. Es genüge, wenn die Produktinformationen über einen Link vom „digitalen
Warenkorb“ aus erreichbar seien.

Verlinkung nicht zulässig
Das OLG München wies die Berufung als unbegründet zurück:

Ein Zurverfügungstellen der Informationen, unmittelbar bevor der Verbraucher seine
Bestellung abgibt, liegt nur dann vor, wenn sich die Informationen auf der Internetseite
befinden, auf der der Kunde den Bestellvorgang abschließt, nicht aber, wenn die
Informationen nur über einen Link abrufbar sind oder aber sogar nur – wie vorliegend – über
einen Link auf einer vorgeschalteten Internetseite erreichbar sind.



Dies ergebe sich unzweideutig aus der Gesetzesbegründung, in der insoweit ausgeführt ist (BT
Drucksache 17/7745 S. 10):

Die Informationen müssen im räumlich-funktionalen Zusammenhang mit der Abgabe der
Bestellung stehen. Wenn – wie meist – die Bestellung über eine Schaltfläche erfolgt, müssen
die Informationen in räumlicher Nähe zu der Schaltfläche für die Bestellung angezeigt
werden, damit das Merkmal der Unmittelbarkeit erfüllt ist. … Keinesfalls genügt es, wenn
die Informationen erst über einen gesonderten Link erreichbar oder nur einem gesondert
herunterzuladenden Dokument entnehmbar sind.

Europäisches Recht
Auch aus der zu Grunde liegenden Verbraucherrechte-Richtlinie ergebe sich keine andere
Betrachtungsweise, so das OLG München:

Entgegen der Auffassung der Beklagten ergibt sich auch aus der Richtlinie 2011/83/EU,
deren Art. 8 Abs. 2 durch § 312j Abs. 2 BGB umgesetzt wird …, dass die Anzeige der
wesentlichen Eigenschaften auf derselben Internetseite zu erfolgen hat, auf der die
Bestellung abgeschlossen wird, so dass eine Aussetzung des Rechtsstreits und eine Vorlage
an den EuGH nicht veranlasst ist. Art. 8 Absatz 2 RL 2011/83/EU lautet wie folgt:
Wenn ein auf elektronischem Wege geschlossener Fernabsatzvertrag den Verbraucher zur
Zahlung verpflichtet, weist der Unternehmer den Verbraucher klar und in hervorgehobener
Weise, und unmittelbar bevor dieser seine Bestellung tätigt, auf die in Art. 6 Abs. 1
Buchstaben a, e, o und p genannten Informationen hin. …

Auch aus Erwägungsgrund 39 der Verbraucherrechte-Richtlinie ergebe sich, dass die relevanten
Informationen in unmittelbarer Nähe der Schaltfläche für die Bestellung angezeigt werden müssen,
was bei einer bloßen Verlegung gerade nicht der Fall sei.

Argument: Preis-Verlinkung nicht möglich
Das entscheidende Argument des OLG München ist nicht ganz unerheblich:

Dass die bloße Verlängerung auf die auf einer anderen Internetseite angegebenen
wesentlichen Eigenschaften der Ware den Anforderungen des § 312j Abs. 2 BGB nicht
genügt, ergibt sich auch daraus, dass die Informationspflichten hinsichtlich der Angaben
nach Art. 246 a § 1 Abs. 1 Satz 1 Nummer 1 EGBGB mit den Informationspflichten
hinsichtlich der Angaben nach Art. 246 a § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, 5 (Gesamtpreis) und Nr. 11
und 12 (Laufzeit des Vertrages, Mindestdauer der Verpflichtungen) identisch geregelt sind.
Das hinsichtlich der Gesamtpreisangaben, der Vertragslaufzeit und der Mindestdauer der
Vertragspflichten eine bloße Verlängerung auf diese in der Nähe des Bestellbuttons
ausreichend sein sollte, ist aus Gründen des Verbraucherschutzes, dem die Regelungen
dienen, fernliegend. Es mag aus Gründen der besseren Übersichtlichkeit bei größeren
Bestellungen – de lege ferenda – in Betracht kommen, hinsichtlich der wesentlichen
Eigenschaften der Waren und Dienstleistungen auch eine Verlinkung auf andere Seiten in
der Nähe der Bestellschaltfläche für ausreichend zu erachten. De lege lata genügt dies den
Anforderungen nicht.

Wie geht es weiter?
Das OLG München hat die Revision zum BGH nicht zugelassen. Daher ist davon auszugehen, dass
Amazon zunächst eine sogenannte Nichtzulassungsbeschwerde einlegt.

Gleichwohl ist das Urteil in zweiter Instanz jetzt in der Welt und reiht sich ein in eine Vielzahl



gleichlautender Entscheidungen zu Online-Shops. Das Risiko, dass Marketplace-Händler nun
deswegen abgemahnt werden, ohne dass sie Einfluss auf die Gestaltung des Marktplatzes hätten, ist
daher enorm gestiegen. Konkurrenten, die nicht auf dem Marktplatz tätig sind, können so beliebige
Mitbewerber von diesen Vertriebskanal ausschließen.

Da dieser Zustand unerträglich ist, gibt es nur zwei Lösungen: Entweder muss Amazon (und wohl
auch 98% aller anderen Marktplätze und größeren Händler) den Checkout-Prozess ändern oder das
Gesetz muss an dieser Stelle geändert werden. Letzteres ist die von uns favorisierte Lösung.

Da es sich um europäisches Recht handelt, wird dies jedoch nicht von heute auf morgen geschehen.
Gleichwohl ist aktuell ein günstiger Zeitpunkt für eine Gesetzesänderung, da die europäische
Kommission gerade die Verbraucherrechte-Richtlinie überprüft und Änderungsvorschläge
unterbreitet hat (sog. “New Deal”). Eine Änderung an diesem Punkt wurde jedoch bislang noch nicht
vorgeschlagen.


